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Zusammenfassung Nr. 18

Sitzung vom Dienstag, 16. September 2003
Die Kommission 8 (anerkannte Kirchen und andere Religionsgemeinschaften, Verbände, politische Parteien) hat am Dienstag, 16. September 2003 ihre 18. Sitzung abgehalten.
Sie hatte dabei unter Berücksichtigung der Vernehmlassungsergebnisse die Art. 153 bis 159 des Vorentwurfs ein weiteres Mal zu behandeln.
Im Zusammenhang mit den Artikeln zur zivilen Gesellschaft (Vereine, politische Parteien) hat die Kommission am Aufbau des Vorentwurfs einige Änderungen vorgenommen.
Dabei wurde Art. 153 Grundsätze wie folgt verändert:
1 Staat und Gemeinden können die verschiedenen Organisationen der zivilen Gesellschaft unterstützen, sofern es das öffentliche Interesse erfordert.
2 Sie können die verschiedenen Organisationen der zivilen Gesellschaft konsultieren.
3 Sie fördern insbesondere bei Kindern und Jugendlichen das staatsbürgerliche Bewusst​sein und Verantwortungsgefühl.
Art. 154 Vereine erfährt folgende Änderungen:
1 Staat und Gemeinen anerkennen die Bedeutung des Vereinslebens; sie können Vereine unterstützen. Sie können und diesen durch Zusammenarbeitsverträge Aufgaben übertra​gen.
2 Staat und Gemeinden können Vereinen Gegenstände, die sie betreffen, zur Vernehm​lassung unterbreiten.
3 2 Staat und Gemeinden Sie fördern die Freiwilligenarbeit und unterstützen entsprechende Ausbildungsmöglichkeiten.
Art. 155 Politische Parteien lautet wie folgt:
1 Die politischen Parteien tragen als stellen eine bedeutende demokratische Kraft dar; Staat und Gemeinden können sie finanziell unterstützen. zur Meinungsbildung und zur Beteiligung der Bevölkerung am politischen Leben bei.
2 Staat und Gemeinden können die politischen Parteien finanziell unterstützen.
3 Staat und Gemeinden können den politischen Parteien Angelegenheiten von gewisser Bedeutung zur Vernehmlassung unterbreiten.
Der VI. Titel zu den Kirchen und Religionsgemeinschaften (Art. 156 bis 159) wurde an​lässlich der Vernehmlassung allgemein gutgeheissen und bleibt daher weitgehend unver​ändert. Einzige Ausnahme bildet Art. 159 Abs. 2 (Möglichkeit der Einführung einer Man​datssteuer), welcher gestrichen wurde.
Da die Kommission hiermit die ihr übertragene Aufgabe erledigt hat, ist vor der zweiten Lesung keine weitere Sitzung vorgesehen.
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